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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
1 StR 127/24 

vom 

29. April 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

1.                                                 

2.                                 

                                  

 

wegen zu 1.: Steuerhinterziehung u.a. 
zu 2.: Vorwurfs der Beihilfe zur Steuerhinterziehung u.a. 

 

 

 
 



- 2 - 

Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung der Beschwerde-

führer und des Generalbundesanwalts am 29. April 2024 gemäß § 349 Abs. 2 

und 4 StPO und entsprechend § 354 Abs. 1 StPO beschlossen: 

 

Die Revisionen der Angeklagten gegen das Urteil des Land-

gerichts Essen vom 20. November 2023 werden mit der Maß-

gabe als unbegründet verworfen, dass gegen die Angeklagten 

als Gesamtschuldner die Einziehung des Wertes von Tater-

trägen in Höhe von 696.503,65 Euro angeordnet ist; die dar-

über hinausgehende Einziehungsanordnung entfällt. 

Jeder Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels 

zu tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten O.                          wegen Vorent- 

haltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt in sieben Fällen und Steuerhinter-

ziehung in drei Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und drei 

Monaten verurteilt. Die Angeklagte M.                                hat es freigesprochen.  

Gleichwohl hat es gegen beide Angeklagte die Einziehung des Wertes von  

Taterträgen in Höhe von 710.367,69 Euro als Gesamtschuldner angeordnet. Der 

Angeklagte O.                           wendet sich mit seiner auf eine nicht begründete  

und damit unzulässige (§ 344 Abs. 2 Satz 2 StPO) Verfahrensbeanstandung so-

wie die Rüge der Verletzung materiellen Rechts gestützen Revision gegen seine 
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Verurteilung, die Angeklagte M.                             mit ihrem mit der allgemeinen  

Sachrüge begründeten Rechtsmittel gegen die zu ihren Lasten angeordnete Ein-

ziehungsentscheidung. Die Revisionen sind im Wesentlichen unbegründet im 

Sinne des § 349 Abs. 2 StPO; lediglich im Ausspruch über die Einziehung des 

Wertes von Taterträgen erweisen sich die Rechtsmittel in dem aus der Be-

schlussformel ersichtlichen Umfang als begründet (§ 349 Abs. 4 StPO). 

1. Die Nachprüfung des sorgfältig begründeten Urteils hat im Wesentli-

chen keinen Rechtsfehler zum Nachteil der Angeklagten aufgedeckt. Der Erörte-

rung bzw. Abänderung bedarf nur das Folgende: 

Zur Berechnung der Bruttolöhne als Basis für die Ermittlung der vorenthal-

tenen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung hat das 

Landgericht einen Hochrechnungsfaktor angewandt, bei dessen Bestimmung es 

einen Kinderlosenzuschlag bei der Pflegeversicherung von 0,25 Prozentpunkten 

eingerechnet und Kirchensteuer pauschal berücksichtigt hat. Dies erweist sich 

als rechtsfehlerhaft. Da die persönlichen Verhältnisse der Beschäftigten nicht be-

kannt sind, hätte auch der Hochrechnungsfaktor zu Gunsten der Angeklagten 

ohne den Kinderlosenzuschlag und die Kirchensteuer bestimmt werden müssen. 

Angesichts der jeweils unter zehn Prozent liegenden Abweichungen ist zwar aus-

zuschließen, dass die Strafkammer gegen den Angeklagten O.                           

niedrigere Einzelfreiheitstrafen oder eine für ihn günstigere Gesamtfreiheitsstrafe 

verhängt hätte; jedoch bedarf die Einziehungsentscheidung der aus der Be-

schlussformel ersichtlichen Korrektur (§ 354 Abs. 1 StPO analog). 
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2. Angesichts des geringen Erfolgs der Revisionen ist es nicht unbillig, die 

Beschwerdeführer mit den gesamten durch ihre Rechtsmittel entstandenen  

Kosten und Auslagen zu belasten (§ 473 Abs. 1 und 4 StPO). 

Jäger  Wimmer  Leplow 

 Allgayer  Welnhofer-Zeitler 

Vorinstanz: 

Landgericht Essen, 20.11.2023 - 21 KLs-301 Js 72/19-9/23 
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